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O
ffentliehe Bauvorha- kulationsbereicherungen soll 
ben können berei~ entgegengewirkt werden. 
lange vor Baubeginn 

zu Beeinträchtigungen für 
den Betrieb und seine Ent­
wicklung führen . 

Der Beitrag nimmt zu fol­
genden Fragen Stellung: 
Welcher Art können die Be­
einträchtigungen sein? Kann 
man sich dagegen wehren? 
Was muss man hinnehmen? 
Wie sicht es mit einer Ent­
schädigung aus? 

Wenn öffentliche Vorha­
bensträger einen Verkehrs­
weg, einen Flughafen, ein 
Klärwerk oder andere Bau­
vorh aben planen, haben 
sie ein Interesse daran, dass 
sich die tatsächlichen und 
rechtlichen Verhältnisse der 
benötigten Grundstücke 
während der Planungszeit 
nich t verändern. Der spätere 
Grunderwerb soll nicht durch 
zwischenzeitliehe Maßnah­
men der Grunds tückseigentü­
mer und Nutzer verteuert, er­
schwert oder gar unmöglich 
gemacht werden. Auch Spe-

Ziele und Folgen von 
Ver~nderungssperren 

Zu diesem Zweck hat der 
Gesetzgeber die so genannte 
..Veränderungssperre" ge­
schaffen . Sie wird entweder 
in einem besonderen Verfah­
ren beschlossen und öffent­
lich bekannt gemacht oder 
sie entsteht automatisch mit 
der öffentlichen PIanausle­
gung, zum Beispiel bei ei­
nem Planfeststellungsver­
fahren oder Bebauungsplan 
(siehe Teil 1: ..Achtung Plan­
fes tstell u ng !"). 

Veränderungssperren kön­
nen Folgendes verhindern: 
I genehmigungspflichtige 
Bauvorhaben und Nutzungs­
änderungen, 
I Beseitigung von baulichen 
Anlagen, aber auch 
I nicht genehmigungspflich­
tige Veränderungen von 
Grundstücken und baulichen 
Anlagen, wenn sie erheblich 

EINGRIFFE UND FOLGEN (2). Mit Veränderungssperren will 

Beba u u ngspl!anungen oder PiJanfeststell ungsverfa hren verh inder 

Verhältnisse im Laufe der Planungsphase verändern. Der Autor ze 

oder wesentlich wertstei­
gernd sind, beispielsweise 
I die Errichtung von geneh­
migungsfreien Gewächshäu­
sern 
I Umwandlung eines land­
wirtschaftlichen Grund­
stücks (Acker, Weide, Wiese) 
in eine Baumschulfläche 
oder Obstplantage oder 
I die Anlage von modernen 
Containerstellflächen in ei­
ner Baumschule, wo vorher 
Bodenkulturen standen. 

Alle Maßnahmen, die zur 
betriebsüblichen, nachhalti­
gen und ordnungsgemäßen 
Bewirtschaftung gehören, 
können durch eine Verände­
rungssperre nicht verhindert 
werden. Das sind zum Bei­
spiel alle Reparaturen, tur­
nusmäßige Wechselland-Be­
pflanzungen, Ersatzpflan­
zungen von Obs tanlagen, 
Erneuerungen beziehungs­
weise der Ersatz von Hei­
zungsanlagen. 

Streit entsteht oft bei der 
Verlängerung von Pachtver­
trägen, dem Ersatz ganzer 
Gebäude und dem Einbau 
von Beregnungs- und Frost­
schutzanlagen, Dränagen 
oder von Tischen und Ener­
gieschirmen in Gewächshäu­
sern. Wenn die Verlängerung 
der Pachtverträge .. dran" 
und ihre Dauer betriebsüb­
lich ist, kann sie nicht ver­
wehrt werden. Wird eine 
Dauerkultur, zum Beispiel 
ei ne Obstanlage, neu ge­
pflanzt, ist es wirtschaftlich 
notwendig, die Pachtdauer 
an die voraussichtliche wirt­
schaftliche Nutzungsdauer 
anzupassen. 

Der Ersatz ganzer Gebäude 
kann dann nicht untersagt 
werden, wenn der Ersatzbau 
nicht zu einer Erweiterung 
oder Wertsteigerung führt. 
Die Wertsteigerung, die sich 
daraus ergibt, dass das Ge­
bäude neuer ist, ist ohne Be­
lang. Der Ersatz sollte aber 
aus objektiven Gründen not­
wendig sein. 

Es liegt auf der Hand, dass 
es viele Grenzfälle gibt. 
Schwierig wird es, wenn mit 
der Erneuerung auch eine 
nennenswerte Modernisie­
rung oder Kapazitätsauswei­
tung verbunden ist. Beispie­
le sind die Neueindeckung 
eines vorher einfach verglas­
ten Gewächshauses mit 
Stegdoppelplatten, die Neu­
pflanzung einer modernen 
Apfel-Dichtpflanzung, wo 
vorher eine überalterte 
Hochstammanlage stand, der 
Ersatz ei nes N ormal-Kühlla­
gers durch eine moderne 
ULO-Anlage in den sei ben 
Räumen. 

Bei der letztgenannten 
Gruppe handelt es sich meis­
tens um wertsteigemde 
Maßnahmen, die über die 
bisherige Art der Nutzung 
hinausgehen. Sie können 
aber aus wirtschaftlichen 
Gründen dringend erforder­
lich sein. Da sie in der Regel 
nicht genehmigungspflichtig 
sind und das geplante öf­
fentliche Vorhaben nicht 
nennenswert erschweren, 
geht es dabei im Wesentli­
chen darum, ob die Investi­
tionen bei der späteren Inan­
spruchnahme angemessen 
entschädigt werden. 

• • <I ......... .
ENTSCHADIGUNG? .. 
Schriftlicher Ablehnungs­


bescheid nötig 

(mb) - Eine Veränderungssperre oder die Zurückstel­
lung von Baugesuchen kann sich über viele Jahre hin­
ziehen und die Entwicklung des Betriebs erheblich 
stören. Sie muss in der Regel vier Jahre entschädi­
gungslos hingenommen werden. Ob überhaupt eine 
Entschädigung gezahlt wird, hängt davon ab, ob die 
Bauabsicht bewiesen werden kann. Dazu benötigt man 
in der Regel einen schriftlichen ALJlehnungsbescheid. 
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die öffentliche Hand im Rahmen von 

n, dass sich die tatsächlichen und rechtlichen 

igt auf, was dies für Betriebe bedeuten kann. 

gs 


nahmen auch die entspre­
chenden förmlichen Bauge­
suche zu stellen, mindestens 
aber schriftliche Bauvoran­
fragen . Die damit verbunde­
nen Kosten und Mühen sind 
untergeordnet im Verhältnis 
zu den Nachteilen, die ver­
mieden werden können. 

Bei Verzicht auf nicht ge­
nehmigungspflichtige Maß­
nahmen auf Grund der Ver­
änderungssperre ist ein spä­
terer Entschädigungsan­
spruch nahezu aussichtslos, 
wenn hierzu kein schriftli­
cher Antrag gestellt und auf 
dessen schriftlicher Beant­
wortung bestanden wurde. 
Die Vierjahresfrist beginnt 
erst mit dem Nachweis der 
Beeinträchtigung. 

In nur einem einzigen Fall 
habe ich erlebt, dass sich die 
Vertreterin des Vorhabens­
trägers später an ihr Wort 
gebunden fühlte und auch 
ohne schriftliche Zusage für 
eine angemessene Entschä­
digung sorgte. 

Die "normale" Bewirt­
schaftung der Flächen und 
Baulichkeiten sollte man 

Wichtiger Hinweis 
(Dr. M. B.) - Hinweise am 
Schluss: Diese Ausführun­
gen können keine Rechts­
beratung ersetzen, sie stel­
len lediglich eine Zusam­
menfassung von Erfahrun­
gen aus Saehverständigen­
sicht dar und sollen die 
Aufmerksamkeit auf häufig 
übersehene Konsequenzen 
lenken und zu rechtzeiti­
gem und gezieltern Han­
deln anregen. 

trag turnusmäßig aktuali­
siert wird. 

In zu vielen Fällen habe 
ich erlebt, dass die Baulich­
keiten vernachlässigt und 
die Flächen unbestellt blie­
ben und verkrauteten, weil 
sich der Baubeginn schließ­
lich doch verzögerte. Als ich 
dann später zur Entschädi­
gungsermittlung herangezo­
gen wurde, war nur der vor­
gefundene Zustand zu be­
werten. Für die Erwerbs­
verlustentschädigung fehlte 
dann außerdem der Nach­
weis der Notwendigkeit ge­
rade dieser Fl äc he. 

Wenn der Vorhabensträger 
bereits vor einer endgültigen 
Entschädigungsregelung die 
Beendigung oder Einschrän­
kung der Bewirtschaftung 
wünscht, steht es ihm frei , 
sich rechtzeitig schriftlich 
zur Übernahme der daraus 
eventuell entstehenden 
Nachteile zu verpflichten. 0 

Dr. Manfred Berndt, 
Hannover, Sachverständi­
genbüro für den Gartenbau 
(in fo@manfredberndt.de; 
www.manfredberndt.de) 

Wenn mit dem Vorhabens­
träger vorab keine befriedi­
gende Vereinbarung zu er­
reichen ist, hilft nur be­
triebswirtschaftliches Kalkül. 
Wenn sich die Maßnahme 
auch noch in der voraus­
sichtlich verbleibenden Dau­
er der Grundstücksverfüg­
barkeit lohnt, dann sollte sie 
auch durchgeführt werden. 
Über die Höhe der Entschä­
digung kann man dann im­
mer noch verhandeln. Denn 
meistens vergeht wesentlich 
mehr Zeit bis zur Inan­
spruchnahme des Grund­
stücks als zunächst an­

ne angemessene Entschädi­
gung zu zahlen. 

Eine Entschädigung orien­
tiert sich in erster Linie 
an der Wertminderung des 
Grundstücks. Aber auch 
sonstige Beeinträchtigungen 
(zum Beispiel des Restbesit­
zes, Umwege, wirtschaftliche 
Nachteile) können entschä­
digungspflichtig sein . Prin­
zipiell gelten alle Grundsätze 
der Enteignungsentschädi­
gung (siehe auch Teil 3 "Ent­
schädigung"). 

Die Entschädigung für un­
terlassene Maßnahmen ist 

gekündigt. 
Oft erfolgt die Vonvirkung 

nicht erst durch eine förm­
lich beschlossene Verände­
rungssperre, sondern durch 
die vorhergehende "Zurück­
stellung von Baugesuchen". 
Das ist rechtlich nur dann 
zulässig, wenn alle Voraus­
setzungen für den Beschluss 
einer Veränderungssperre 
gegeben sind oder eine be­
schlossene Veränderungs­
sperre noch nicht in Kraft 
getreten ist. In allen anderen 
Fällen spricht man von einer 
"faktischen Veränderungs­
sperre", die rechtswidrig ist. 
Nicht selten rät in diesen 
Fällen die Baubehörde von 
einem förmlichen Baugesuch 
mit dem Argument ab, es sei 
sowieso aussichtslos und ver­
ursache nur unnötige Kosten 
und Mühen. 

Dauert die Veränderungs­
sperre länger als vier Jahre, 
ist dem Betroffenen für da­
durch entstandene Vermö­
gensnachteile auf Antrag ei-

Die Entschädigung orien­

tiert sich an der Wertmin­

derung des Grundstücks 

daran gebunden, dass sie 
ohne Veränderungssperre 
rechtlich zulässig, faktisch 
möglich und tatsächl ich 
durchgeführt worden wären. 
Nur so weit, wie in Rechts­
positionen eingegriffen wur­
de, besteht Entschädigungs­
pflicht. Soweit es sich nur 
um vereitelte Hoffnungen, 
Chancen, Envartungen, Aus­
sichten und Entwicklungen 
handelt, bleiben sie un­
berücksichtigt. 

Empfehlungen 

Es ist dringend anzuraten, 
für alle beabsichtigten ge­
nehmigungspflichtigen Maß­

keinesfalls vernachlässigen, 
auch wenn der Baubeginn 
(angeblich) unmittelbar be­
vorsteht. Es ist jedem betrof­
fenen Betriebsinhaber drin­
gend anzuraten, bis zum 
letzten Tag vor der rechts­
wirksamen Grundstücksab­
tretung so zu wirtschaften, 
als wenn das Vorhaben nicht 
existiert. Nicht selten wird in 
den Verhandlungen der Ein­
druck vermittelt, dass es ei­
ner Entschädigungserschlei­
chung gleichkomme, wenn 
trotz der fortgeschrittenen 
Verhandlungen die Baum­
schulfläche noch aufge­
schult, das defekte Folien­
dach erneuert, der Pachtver­
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